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Wohlfahrtsstaat und Arbeitsmarkt in Schweden 
und den Niederlanden. 
Ergebnisse und Erfahrungen aktueller Reformen 
Von Karen M. Anderson, PhD, Enschede, N L 
1. Einleitung 
Dieser Artikel bietet eine vergleichende Analyse der aktuellen Entwicklungen in 
zwei "sozialdemokratischen Wohlfahrtsstaaten", in den Niederlanden und in Schwe-
den. Der Fokus der Analyse liegt auf zwei Teilbereichen der sozialen Sicherung: auf 
Altersrenten und der Arbeitslosenversicherung. Dabei werden drei Gruppen von 
Fragen gestellt. Erstens, inwieweit beeinflussen Regelungen der Renten- und Ar-
beitslosenversicherung das Verhalten auf dem Arbeitsmarkt? Wurden sowohl in 
Schweden als auch in den Niederlanden Erfahrungen mit vorhersehbaren Dilemmas 
in der Beschäftigungspolitik gemacht, die aus der Logik des "sozialdemokratischen 
Modells" resultieren? Hat die Wahrnehmung "negativer" Auswirkungen der Sozi-
alversicherungsprogramme auf das Arbeitsmarktverhalten neue Reformvorhaben 
beeinflusst? Wenn ja, wie haben die aktuellen Reformen auf diese wahrgenom-
menen Schwächen reagiert? Von Bedeutung sind hierbei die Anreize von Sozial-
versicherungsprogrammen für die Aufnahme einer Beschäftigung, das Be-
schäftigungsniveau sowie die Arbeitsmaiktbeteiligung von Frauen. Zweitens, wie 
haben Veränderungen auf dem Arbeitsmarkt in der jüngsten Zeit die Entwicklung 
der bei den Wohlfahrtsstaaten beeinflusst? Hat das Aufkommen von Teilzeitarbeit, 
. flexiblen Arbeitsverträgen und unsicheren Beschäftigungen zu einem Anpassungs-
druck in Richtung neuer Formen sozialer Sicherung im schwedischen und im nie-
derländischen Wohlfahrtsstaat geführt? Hat dieser Anpassungsdruck, sofern er be-
stand, einen Einfluss auf politische Reformen ausgeübt? Drittens, welche Faktoren 
waren für die Wahl spezifischer Reformwege .in den beiden Ländern ausschlag-
gebend? 
. In den ersten beiden Teilen des Textes werden die Renten- und die Arbeitslosen-
versicherungen in beiden Ländern analysiert. Zuerst werden die institutionellen 
Ausgangspunkte der Programme beschrieben. Es folgt eine Überprüfung, wie über 
,die Programme das Verhalten auf dem Arbeitsmarkt strukturiert wird, sowie eine 
der Reformversuche der jeweiligen Systeme. Im dritten Teil des Textes wird 
::versucht, die Bedingungen zu identifizieren, die Reformen förderten oder aber be-
Im abschließenden Teil werden die Ergebnisse der Analyse zusammen-
und diskutiert, wie zielgerichtet mit den Reformen auf die sich ändernden 
,Bedingungen auf dem Arbeitsmarkt reagiert wird. 
Schweden als auch die Niederlande gelten im Allgemeinen als "sozialdemo-
'hM; .... h'" ~ohlfahrtsstaatsregime", auch wenn die Niederlande einige Kennzeichen 
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"konservativer Wohlfahrtsstaatsregime" aufweisen (Esping-Andersen 1990). "So-
zialdemokratische Wohlfahrtsstaaten" werden durch eine bedeutende Rolle des 
Staates bei der Erbringung sozialer Leistungen charakterisiert sowie durch die öf-
fentliche Finanzierung umfassender Transferleistungen, die für den überwiegenden 
Teil der arbeitenden Bevölkerung ein hohes Niveau an Einkommenssicherheit ge-
währleisten. Auch in dem "konservativen Regime" wird dem Staat eine einflussrei-
che Rolle zugedacht, doch werden mit den öffentlich regulierten oder erbrachten so-
zialen Leistungen tendenziell Status- und Einkommensunterschiede verstärkt. So-
wohl die schwedische als auch die niederländische Grundrente fügen sich, ebenso 
wie die schwedische Zusatzrente, exakt in das "sozialdemokratische Modell" ein. 
Die zweite Schicht des niederländischen Rentensystemskann dagegen als "konser-
vativ" bezeichnet werden, da die (öffentlich regulierten) Leistungen sich entspre-
chend dem beruflichen Status unterscheiden. Darüber hinaus bieten weitere Ele-
mente des niederländischen Wohlfahrtsstaates (Erwerbsunfähigkeits- und Arbeits-
losenversicherung) Möglichkeiten für ältere Arbeitnehmer, frühzeitig in den Ruhe-
stand zu gehen. Die schwedische Arbeitslosenversicherung passt ebenfalls nicht ein-
deutig in das "sozialdemokratische Wohlfahrtsstaats-Modell", da die meisten Leis-
tungen über Gewerkschaften organisiert werden, so dass von dem universalistischen 
Grundprinzip abgewichen wird, das für "sozialdemokratische Wohlfahrtsstaaten" 
charakteristisch ist. Die niederländische Arbeitslosenversicherung schließlich weist 
sowohl Kennzeichen des "sozialdemokratischen" als auch des "konservativ-korpo-
ratistischen" Modells auf, da die Leistungen einerseits großzügig sind, andererseits 
unterschiedliche Systeme für Arbeitnehmer des öffentlichen und des privaten Sek-
tors existieren. Auch wenn eine Reihe von Unterschieden der wohlfahrtsstaatlichen 
Programme in den beiden Ländern bestehen, liegen genügend Übereinstimmungen 
vor, die eine Analyse erlauben, ob ähnliche wohlfahrtsstaatliehe Institutionen ana-
logen sozialpolitischen Entwicklungspfaden folgen. Es ist ebenfalls möglich, zu 
überprüfen, ob ähnliche institutionelle Arrangements tatsächlich zu ähnlichen Er-
gebnissen bezüglich der Beschäftigungsanreize und der Entwicklung des Arbeits-
marktes führen. Diese Themen werden in dem abschließenden Teil wieder aufge-
griffen. 
2. Das Rentensystem 
2.1 ... in den Niederlanden' 
Das niederländische Rentensystem weist sowohl Charakteristika des "sozialdemo-
kratischen" als auch des "konservativ-korporatistischen Wohlfahrtsstaatsregime~" 
auf. Eine staatliche Grundrente (AOW, Algemene Ouderdomswet) bietet ein ange-
messenes Einkommen im Alter für alle Einwohner über 65 Jahre, und eine staatlich 
regulierte betriebliche Alterssicherung stellt für 90% der abhängig Erwerbstätigen 
einkommensabhängige Renten zur Verfügung. Das System ist folglich eine Kombi-
nation aus dem sozialdemokratischen Prinzip universeller sozialer Rechte und dem 
korporatistischen Prinzip statusabhängiger Ansprüche. Bis vor kurzer Zeit reprä- ~ 
sentierte das niederländische System ein typisches Beispiel für das "männliche ·'i 
Ernährermodell" (male breadwinner model), da das Rentensystem so aufgebaut ~~ 
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war, dass der Anspruch auf Leistungen dem erwerbstätigen Mann als Haushaltsvor-
stand zukam (Sainsbury 1996). 
Das AOW-System wurde 1957 eingeführt und wird über Beiträge der Erwerbstäti-
gen finanziert (17,9% des Einkommens im Jahr 2001 bis zu einer Einkommens-
grenze von 59.520 NLG). Fur einen vollen Rentenanspruch ist es erforderlich, für 
den Zeitraum von 50 Jahren einen Wohnsitz in den Niederlanden vorweisen zu kön-
nen. Eine volle Grundrente beträgt im Jahr 20011.711 NLG für Alleinstehende und 
1.202 NLG pro Person für Verheiratete. Bis 1985 wurden die AOW-Leistungen bei 
verheirateten Rentnern an den Haushaltsvorstand, in der Regel also an den Ehe-
mann, ausgezahlt.]) Die Höhe der Rente ist an den Netto-Mindestlohn gekoppelt.2) 
Das Programm wird von der Sozialversicherungsbank (SVB) verwaltet. Im Jahr 
1998 wurden über die AOW 4,8% des Bruttoinlandsproduktes (BIP) an 2,2 Millio-
nen Rentner (13,3 % der Gesamtbevölkerung) ausgezahlt (Ministry of Social Affairs 
and Employment 2000, S. 6.). 
Das AOW-System ist als Umlageverfahren konzipiert, bei dem die aktuellen Leis-
tungsverpflichtungen aus den laufenden Beitragseinnahmen finanziert werden. Die 
Beitragssätze zum AOW-System weiden jährlich so festgesetzt, dass die Ausgaben 
gedeckt sind. Im Jahr 1998 betrugen die Einnahmen des AOW-Systems beispiels-
weise 40,4 Milliarden NLG und die Ausgaben 38,7 Milliarden NLG. Diesem Finan-
zierungsmodus wird allerdings nicht immer gefolgt. In Ausnahmefällen kann die Re-
gierung einen Teil der.AOW-Ausgaben über andere Finanzierungsquellen decken. 
~ Mit der Steuerreform von 1990 wurde ein integriertes System aus Sozialversiche-
rungsbeiträgen und Einkommensteuer geschaffen. Vor 1990 wurden die steuer-
freien Sozialversicherungsbeiträge auf der Grundlage des gesamten Lohnes bis zu 
einer Einkommensgrenze erhoben, wodurch die Steuerbelastung für Arbeiter im 
Niedriglohnsektor zunahm. Im Zuge der Steuerreform wurden die AOW-Beiträge 
in die erste und zweite Steuerstufe integriert. Es werden also zweckgebundene 
Beiträge erhoben, die nach dem steuerpflichtigen' Einkommen bemessen werden. 
Da alle Steuerzahler Anspruch auf einen Grundfreibetrag in Höhe von 8.799 NLG 
(1999) haben, werden die niedrigen Einkommensgruppen durch die AOW-Renten-
beiträge im Vergleich mit einem System, in dem die Beiträge anhand des gesamten 
Einkommens festgesetzt werden, weniger stark belastet. Eine weitere richtungwei-
sende Steuerreform trat im Januar 2001 in Kraft. Steuerpflichtig ist in dem neuen Sy-
stem nicht mehr der Haushalt, sondern das Individuum, und der zuvor bestehende 
Steuerfreibetrag wird durch ein "Steuerermäßigungs-System" (hejfingskorting) er-
setzt. Gleichzeitig wurde die Einkommensteuer deutlich gesenkt. 
Alle niederländischen Sozialversicherungsprogramme wurden 1985 an das Gleichstellungsrecht der EU 
angepasst. 
Das Parlament setzt den Netto-Mindestlohn zweimal jährlich fest. 
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Betriebsrenten: Die zweite Schicht 
Die betriebliche Alterssicherung wird durch den Staat über das Rentenspargesetz 
(Pensioen en Sparfonds Wet, PSW) reguliert. Die Verantwortung für die Umsetzung 
des Gesetzes liegt jedoch bei den Sozialpartnern. Da das PSW nur einen institu-
tionellen Rahmen für die zweite Schicht des Alterssicherungssystems darstellt, ver-
fügen die Sozialpartner über einen erheblichen Handlungsspielraum, um über De-
tails der Rentenregelungen zu verhandeln. Diese Vereinbarungen finden im Rah-
men des allgemeinen Tarifverhandlungssystems statt (Lutjens 2000).1999 gab es in 
den Niederlanden 947 verschiedene Rentensysteme (pension funds), darunter Ren-
tensysteme für ganze Industriezweige, Betriebsrentensysteme (company pension 
schemes), Rentenkassen für Selbständige sowie weitere Absicherungsmöglichkeiten . 
wie z. B. das ABP-System, das die Beamten abdeckt (Sociaal-Economische Raad 
2000, S. 27). 1998 zahlten die Arbeitgeber 6,7% und die Arbeitnehmer 2,3% ihres 
Lohnes in diesen zweiten Zweig des Alterssicherungssystems ein (Ministry of Social 
Affairs and Employment 2000, S. 6). Über die Standardleistungen des Alterssiche-
rungssystems hinaus haben die meisten Arbeitnehmer Zugang zu Frührentensys-
temen, die in einer ähnlichen Art und Weise ausgehandelt werden wie die Zusatz-
renten. Diese sogenannten VUT - oder Vorruhestandssysteme wurden in den frühen 
80er Jahren eingeführt. Zuerst waren sie für ältere Personen von 63 oder 64 Jahren 
vorgesehen, wurden später jedoch auf Personen ab 60 Jahren ausgeweitet (De 
Vroom und Trommel 1994). 
Zusatzrenten sind hinsichtlich der Finanzierung und ihrer Leistungen eng mit dem 
AOW-System verknüpft, und zwar werden die Zusatzrenten unter Berücksichtigung 
der AOW-Rentenleistungen berechnet. Alle Zusatzrentensysteme beinhalten einen 
Einkommensfreibetrag ("franchise"), für den keine Beiträge gezahlt und keine Ren-
tenansprüche erworben werden. Mit anderen Worten: zusätzliche Rentenansprüche 
können nur für Einkommen oberhalb dieses Freibetrags aufgebaut werden. Da eine 
gesetzliche Regelung hierfür nicht existiert, wird die Höhe des Freibetrags für die 
einzelnen Rentenfonds durch die Sozialpartner festgelegt. Bis vor kurzem sahen die 
Leistungszusagen im Rahmen des betrieblichen Zusatzrentensystems nach 35 bis 40 
Beitragsjahren typischerweise 70% des letzten Gehaltes vor, unter Einbeziehung 
bzw. Anrechnung der staatlichen AOW-Grundrente. 
Arbeitsmarkteffekte des Rentensystems 
Das gesetzliche Rentensystem (AOW) kann eine Reihe von Wirkungen für das 
Handeln auf dem Arbeitsmarkt haben. Erstens ist das AOW-System neutral hin-
sichtlich Teilzeit- und flexibler Beschäftigung, da die Leistungsansprüche von der 
Aufenthaltsdauer im Land abhängig sind und nicht von der spezifischen Form der .. l 
Arbeitsmarktbeteiligung. Der aktuelle Anstieg von Teilzeitbeschäftigung in den i 
Niederlanden kann möglicherweise z. T. dadurch erklärt werden. Zweitens wird die 
Finanzierung ausschließlich von den Arbeitnehmern getragen; die Kosten können 
sich folglich für die Arbeitgeber nicht nachteilig auswirken. Da das AOW-System al-
lerdings auf Einnahmen aus der Einkommensteuer angewiesen ist, können bei ei-, 
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nem . Anstieg der Arbeitslosigkeit Finanzierungsprobleme auftreten. Außerdem 
trägt das relativ hohe Niveau der AOW-Beiträge für die Arbeitnehmer dazu bei, 
dass sich eine Schere zwischen Brutto- und Nettoeinkommensentwicklung auftut. 
. Drittens werden mit dem AOW-System Arbeitnehmer mit niedrigem Einkommen 
nicht über Gebühr belastet, da die Beiträge nur für Einkommen oberhalb des steu-
erlichen Grundfreibetrages entrichtet werden müssen. Schließlich sieht das AOW-
System keine Frühverrentung vor und bietet somit keinen Anreiz für einen frühzei-
. tigen Ausstieg aus dem Arbeitsmarkt. Da jedoch das AOW-System für alle Bürger 
ab dem 65. Lebensjahr ein Mindesteinkommen garantiert, fällt möglicherweise die 
Entscheidung, vorzeitig in Rente zu gehen, etwas leichter, sofern die Zeit bis zum 65. 
Lebensjahr mit einer privaten Versicherung oder anderen Sozialversicherungsleis-
tungen überbrückt werden kann. 
Der Zusatzrente können folgende Auswirkungen auf das Verhalten auf dem Ar-
beitsmarkt zug~schrieben werden. Erstens wurde die Übertragbarkeit von Renten-
ansprüchen bei Wechsel des Arbeitgebers ("portability") 1994 gesetzlich festgelegt, 
so dass die Mobilität auf dem Arbeitsmarkt nicht behindert wird. Zweitens begüns-
tigen die meisten Absicherungsformen Arbeitnehmer mit langen Erwerbsbiografien 
und einem ansteigenden Einkommensprofil. Für ältery Arbeitnehmer resultiert dar-
aus ein starker Anreiz, nicht auf einen Arbeitsplatz mit einem niedrigeren Gehalt zu 
wechseln. Die Arbeitslosigkeit unter älteren Arbeitnehmern wird dadurch erhöht, 
während die Anstrengungen für eine Rückkehr auf den Arbeitsmarkt beeinträchtigt 
werden. 
19.87 nahmen etwa 77% der in Betriebsrentensysteme einbezogenen Arbeitnehmer 
ein System in Anspruch, bei dem sich die Leistungen auf das Gehalt des letzten Er-
werbsjahres beziehen ("final pay scheme"), 14% erhielten Leistungen auf der 
Grundlage des Durchschnittseinkommens während der gesamten Erwerbskarriere 
("average career earnings"), und die übrigen erhielten Leistungen, die auf einer an-
deren Berechnungsgrundlage beruhten. Bis 1999 ist der Anteil der ersten Gruppe 
auf 62% gesunken, während derjenige der zweiten Gruppe auf 25% angestiegen ist 
(Social-Economische Raad 2000: 161). Der bisher bestehende negative Anreiz für 
die Aufnahme einer schlechter bezahlten Tätigkeit, der bei einer Berechung des 
Rentenanspruchs auf der Grundlage des letzten Gehalts entsteht, hat sich somit 
quantitativ etwas verringert. 
C1~hl:öQ1ich ist zu betonen, dass die Leistungen der zweiten Schicht des Renten-
im Rahmen von Tarifverhandlungen durch die Sozialpartner festgelegt wer-
Sie.werden folglich mit den gleichen Problemen und Möglichkeiten konfron-
die solchen Verhandlungsstrukturen eigen .sind. Einerseits haben die So-
einen erheblichen Handlungsspielraum, um die Rentenregelungen an 
sich ändernden Bedingungen anzupassen. Andererseits kann die korporatisti-
Verhandlungsstruktur dazu beitragen, dass die vereinbarten Leistungen zu sig-
steigenden Lohnnebenkosten führen. Dieses Dilemma wird anhand des dra-
iIDatlschen Anstiegs der Inanspruchnahme des VUT-Systems seit den frühen 80er 
besonders deutlich. 
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Systemschwäclien und Reformanstrengungen 
Die niederländische Grundrente stand nicht im Blickpunkt radikaler Reformvor-
schläge wie die Erwerbsunfähigkeits-, die Arbeitslosen- oder die Krankenversiche-
rung. Die politischen Akteure haben allerdings eine Reihe von Schwächen des Al-
terssicherungssystems identifiziert und zum Gegenstand von Reformbemühungen 
gemacht. 
Seit der Einführung des AOW-Systems im Jahr 1957 haben die steigenden Leis-
tungsverpflichtungen eine deutliche Anhebung der Beitragssätze erforderlich ge-
macht. Wie in Tabelle 1 zu sehen ist, stieg der Beitragssatz kontinuierlich von 6,75% 
des Einkommens (bis zur Beitragsbemessungsgrenze ) im Jahr 1957 bis auf 17,9% im , 
Jahr 2001. ' 
Dieser Anstieg der Beitragszahlungen der erwerbstätigen Bevölkerung konnte al-
lerdings den durch den demografischen Wandel erzeugten langfristigen Problem-
druck nicht beheben. In einem durch das Sozialministerium Mitte der 90er Jahre in 
Auftrag gegebenen Expertenbericht wurde ein Anstieg des Beitragssatzes auf 22% 
im Jahr 2045 prognostiziert, der notwendig sei, um die wachsenden Rentenver-
pflichtungen zu finanzieren (Nelissen 1994, S. 43). Die Reaktion der niederländi-
schen Politiker besteht in zwei Lösungsstrategien. Erstens gibt es eine breite Über-
einstimmung zwischen den Politikern darüber, die Erwerbsbeteiligung zu erhöhen 
und damit die Besteuerungsgrundlage auszuweiten, ohne gleichzeitig die Lohn-
nebenkosten oder die Einkommensteuer zu erhöhen. Dadurch würden mehr Er-
werbstätige in das Sozialversicherungssystem, einschließlich des AOW -Systems, ein-
zahlen, und damit der Notwendigkeit weiterer Beitragssatzsteigerungen vorgebeugt 
werden. Die politischen Akteure verständigten sich außerdem auf eine Obergrenze • 
von 18,25% für die Beiträge der Erwerbstätigen zum AOW-System, aber die Ein-: 
führung von Arbeitgeberbeiträgen wurde nicht in Erwägung gezogen. Eine An-
hebung des Rentenalters stand aufgrund der hohen Zahl von Langzeitarbeitslosen 
über 50 Jahre ebenfalls nicht zur Debatte (Sociaal en Cultureel Planbureau 1998, 
S. 483 f.). 
Zweitens sieht ein Gesetz von 1998 die Einführung einer teilweisen Kapitaldeckung 
bzw. Kapitalrücklage im AOW-System vor. Bis 2020 soll die Regkrung jedes Jahr 
250 Millionen NLG in den AOW-Sparfonds einbringen. Es wird erwartet, dass diese 
angesammelten Reserven sowie die Zinserträge dazu beitragen, die höheren Ren-
tenkosten in der Zukunft auszugleichen, ohne dass der Beitragssatz über die gesetz-
lich festgelegte Höhe von 18,25% hinausgeht. 
Die Verhandlungen über die Zusatzrenten obliegen den Sozialpartnern. :staat 
Regulierungen geben nur einen allgemeinen gesetzlichen Rahmen vor und legen we-
der konkrete Finanzierungsformen noch ein spezifisches Leistungsniveau fest., 
Während des letzten Jahrzehnts zielten Reformen des PSW -Systems darauf, die Mo- . 
bilität von Rentenansprüchen zu verbessern, Möglichkeiten der Frühverrentung 
zubieten sowie die Wahlmöglichkeiten für die Ruhestandsphase insgesamt 
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zu gestalten. Die bei den Bemühungen um die Reform der zweiten Schicht des Al-
terssicherungssystems anfallenden tatsächlichen Kosten sind im Wesentlichen von 
den Sozialpartnern zu tragen. 
Ebenso wie das AOW-System ist die zweite Schicht der Alterssicherung einem enor-
men demografischen Druck ausgesetzt. Entsprechend zielen die Reformbemühun-
gen darauf, die insbesondere durch zukünftige Rentner entstehenden Kosten zu re-
duzieren. Von besonderer Bedeutung ist die Dominanz von Verträgen, die das letzte 
Gehalt zur Grundl.age für die Rentenberechnung machen sowie das abnehmende 
i Niveau des AOW-Freibetrags. Bei ansteigenden Rentnerzahlen führen beide Be-
' dingungen zukünftig zu einer deutlichen Erhöhung der Kosten für die Arbeitgeber. 
Wie oben bereits dargestellt, wechseln deshalb viele Arbeitgeber zu Verträgen, bei 
denen das durchschnittliche Einkommen der gesamten Erwerbskarriere die Be-
rechnungsgrundlage für die Rentenhöhe bildet. 
Änderungen des staatlichen Grundrentensystems führten zu der Forderung, die 
, zweite Schicht des Alterssicherungssystems ebenfalls zu reformieren. Wie bereits 
erwähnt, verwenden die meisten Zusatzrentensysteme einen Freibetrag, der auf der 
AOW-Rente.basiert; für Einkommen unterhalb dieses Freibetrags sind keine Ren-
tenbeiträge zu entrichten. Die Höhe des Freibetrags sollte daher möglichst exakt die 
zu erwartende Höhe der AOW-Leistungen widerspiegeln, da allsonsten. eine Unter-
finanzierung des Rentensystems die Folge wäre. Zwei Entwicklungen sind nun für 
die Angemessenheit des Niveaus des Freibetrags von Bedeutung: der Anstieg der 
Erwerbsbeteiligung von Frauen sowie die Tendenz der letzten Jahre, dass die AOW-
Renten langsamer ansteigen als die Löhne. Bis vor kurzem verwendeten eine Reihe 
von Rentenfonds einen Freibetrag, der sich an einem unrealistisch hohen Niveau der 
. AOW-Rente (in Relation zur Lohnentwicklung) orientierte. Oft wird die Höhe des 
Freibetrags auch in Anlehnung an die (höhere) AOW-Rente für ein Ehepaar fest-
gelegt, was aber den tatsächlichen Strukturen auf dem Arbeitsmarkt nicht ent-
spricht. Dies führte zu Befürchtungen, ob die Rentenfonds in der Lage sein werden, 
zukünftige Verpflichtungen ohne eine substantielle Erhöhung der Beitragssätze zu 
bewältigen. Das Problem stellt sich in verschärfter Form für die Rentenfonds, die 
ihre Leistungszusagen am letzten Gehalt orientieren, da diese Fonds einen zuneh-
menden Anteil der gesamten Rentenleistungen (AOW + Betriebsrenten) tragen 
müssen, um das gewünschte Versorgungsziel zu erreichen. 
.Aktuelle politische Maßnahmen sollen dazu beitragen, dass die Begünstigung der 
.männlichen Hauptverdiener im Zusatzrentensystem reduziert wird und neue Grup-
" pen, insbesondere Teilzeitbeschäftigte und Arbeitnehmer mit Zeitverträgen, in das 
, System integriert werden. 1997 forderte die Regierung aus Sozialdemokraten, Kon-
: servativ-Liberalen und Sozial-Liberalen eine Modernisierung des AOW-Systems 
'. und der zweiten Schicht des Alterssicherungssystems mit dem Ziel effektiverer Kos-
" tenkontrolle und stärkerer Beschäftigungsanreize in beiden Systemen. Im gleichen 
\' Jahr schlug der Sozial- und Wirtschaftsrat vor, eine Renten-Übereinkunft C, Pension 
Covenant") zwischen den Sozialpartnern und der Regierung auszuhandeln. Sowohl 
die Regierung als auch die Sozialpartner waren darum besorgt, die Kostenentwick-
. in der Alterssicherung unter Kontrolle zu bringen (wegen ihres hohen Anteils 
413 (121) 
Anderson, Wohlfahrtsstaat und Arbeitsmarkt in Schweden und den Niederlanden 
an den gesamten Arbeitskosten). Es galt deshalb, den Deckungsgrad des Zusatz-
rentensystems auszuweiten und die Kriterien für die Leistungsinanspruchnahme zu 
modernisieren, um die Flexibilität und individuelle Wahlmöglichkeiten zu verbes-
sern (Stichting van de Arbeid 1997). Die Sozialpartner vereinbarten insbesondere, 
die Bedeutung der Rentenberechnung nach dem letzten Gehalt zu vermindern, eine 
Absenkung des AOW-Freibetrags zu unterstützen sowie die Einbeziehung von Ar-
beitnehmern mit Teilzeitverträgen oder Zeitverträgen in das Zusatzrentensystem 
auszuweiten. Die Ergebnisse der Übereinkunft werden gegenwärtig evaluiert, doch 
deuten die ersten Indikatoren bereits darauf hin, dass die Sozialpartner die durch das 
Abkommen vorgegebenen Ziele weitgehend erreicht haben. 
Zusammenfassend sind folgende Trends deutlich zu erkennen: Erstens wechseln die 
Arbeitgeber von Verträgen, bei denen das letzte Gehalt als Berechnungsgrundlage 
für die Rente dient, zu Vertragsformen, die das Durchschnittseinkommen oder auch 
festgelegte Beitragszahlungen in die Kalkulation einbeziehen. Es ist anzunehmen, 
dass diese Art von Veränderungen in naher Zukunft Gegenstand von Tarifverträgen 
sein wird. Ein zweiter Trend ist in der Forderung der Regierung sowie von sozial-
politischen Experten zu erkennen, eine Altersgrenze bei 50 oder 55 Jahren einzu-
führen, ab der ein weiterer Anstieg des Einkommens nicht mehr in die Berechnung 
der akkumulierten Rentenansprüche einbezogen werden sollte. Dadurch würde für 
ältere, von Arbeitslosigkeit bedrohte Arbeitnehmer der Anreiz steigen, auch Tätig-
keiten mit einer niedrigeren Entlohnung anzunehmen, ohne eine deutliche Verrin-
gerung ihrer Zusatzrente befürchten zu müssen. Drittens gibt es einen Trend; eine 
Einkommensfreigrenze unabhängig vom AOW-System zu implementieren. 1997 
verwendeten noch 51,7% der Rentenfonds eine Freigrenze, die sich an der Leis-
tungshöhe des AOW-Systems für Ehepartner orientierte. Bis 1998 ist dieser Wert 
bereits auf 44,2% gesunken (Verzekeringskamer 1999, S. 17). Einige Arbeitgeber 
haben sogar eine Freigrenze eingeführt, die niedriger ist als die AOW-Rente, bei-
spielsweise indem sie diese Grenze anhand der Mindestlöhne in ihrem eigenen Sek-
tor festlegten. Schließlich versucht die derzeitige Regierung, die Sozialpartner dazu 
zu bewegen, den Deckungsgrad der Zusatzrenten auf Arbeitnehmer mit flexiblen 
Arbeitsverträgen auszuweiten. Da das "F1exibilitäts- und Sicherheitsgesetz" von 
1993 Sozialversicherungsleistungen bereits auf Teilzeitbeschäftigte und Arbeitneh-
mer mit flexiblen Arbeitsverträgen ausgedehnt hat, liegt für diese Entwicklung be-
reits ein Präzedenzfall im Gesetzgebungsprozess vor. 
2.2 ... in Schweden 
, Die hervorstechenden Merkmale des schwedischen Rentensystems waren bis vor 
kurzem die Dominanz des Staates sowie die bedeutende Rolle der öffentlichen Ren-
tenfonds bei der volkswirtschaftlichen Kapitalbildung. Im Jahr 1990, vor der jüngs-
ten Reformwelle, bestand das öffentliche Rentensystem aus zwei Schichten: der 
1948 eingeführten einheitlichen Grundrente (AFP, Allmän Folkpension), sowie ei-
ner nationalen Zusatzrente (ATP, Allmän Tillägspension), die 1960 eingeführt wor-
den war. Beide Schichten basierten auf dem Umlageverfahren und wurden über 
zweckgebundene Beiträge der Arbeitgeber finanziert. 1990 wurden über einen Bei-
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tragssatz von 7,45% der Lohnsumme 85% der Ausgaben des Grundrentensystems 
finanziert; der Staat deckte den restlichen Teil der Kosten ab. Über einen Beitrags-
satz von 13,5% der Lohnsumme wurden im Zusatzrentensystem (ATP) sowohl die 
laufenden Leistungen finanziert als auch das Kapital im AP-Reservefonds akkumu-
liert. Das Grundrentensystem gewährt einheitliche Leistungen, während das ATP-
System einkommensabhängige Renten vorsieht, die nach einer festgelegten Ren-
tenformel berechnet werden ("defined benefit"). Eine volle ATP-Rente beträgt bis 
zur Rentenobergrenze 60% des Durchschnittseinkommens während der besten 15 
Erwerbsjahre aus einer Erwerbsbeteiligung von mindestens 30 Jahren. Sowohl die 
Grundrente als auch die ATP-Rente werden jedes Jahr entsprechend der Infla-
tionsrate angepasst und spiegeln folglich nicht die reale Lohnentwicklilng wider. Für 
Rentner mit geringeren bzw. ohne ATP-Rentenansprüche kommen bedürftigkeits-
geprüfte Rentenzuschüsse (Pensionstillskott) hinzu, wodurch das Niveau der Min-
. destrente deutlich erhöht wird. 
Arbeitsmarkteffekte, Systemschwächen und Re!ormanstrengungen 
Die Rezession der Jahre 1991 bis 1993 führte in Schweden zu einem massiven fi-
nanziellen Druck auf die Sozialleistungssysteme. Ausgehend von einem Buqget-
überschuss im Jahr 1990entstarid ein Defizit von 12,3% des BIP im Jahr 1993. In der-
selben Periode kletterte die offene Arbeitslosigkeit von 1,7% auf 8,2%. Die Rezes-
sion unterminierte damit zwei Grundpfeiler des schwedischen Wohlfahrtsstaates: 
Vollbeschäftigung und stabiles Wirtschaftswachstum. Der dramatische Anstieg der 
Arbeitslosigkeit und die damit verbundenen Steuerausfälle machten massive Leis-
tungskürzungen erforderlich. Im Gegensatz zu den Niederlanden waren schwedi-
sche Politiker mit einem enormen Budgetdruck konfrontiert. Zwischen 1991 und 
1998 haben deshalb sowohl bürgerliche als auch sozialdemokratische Regierungen 
daran gearbeitet, mit umfassenden Programmen der fiskalischen Konsolidierung das 
Haushaltsdefizit zu beheben. Der derzeitige Premierminister charakterisierte diese 
Situation mit den Worten "Wer verschuldet ist, ist nicht frei" (Persson 1997). Die 
Geschwindigkeit, in der die Reduzierung des Defizits vorgenommen wurde, war 
ebenfalls dramatisch: Innerhalb von vier Jahren gelang es, das öffentliche Defizit 
von 12,3 % des B IP im Jahr 1993 auf 0,8 % im Jahr 1997 zu verringern. Im Jahr 2000 
wurde sogar ein Haushaltsüberschuss von 3,4% des BIP erzielt. 
Trotz der allgemeinen öffentlichen Unterstützung für das Rentensystem brachten 
die Rezession und der politische Wechsel nach rechts die Rentenreform an die 
:. Spitze der politischen Agenda. Das Erscheinen einer Serie von Expertenstudien in 
den frühen 90er Jahren löste eine intensive politische Debatte aus, in deren Verlauf 
~' zentrale Charakteristika des Systems als schwerwiegende Schwächen eingestuft wur-
f den. Vier grundlegende Schwächen wurden identifiziert: die Anfälligkeit des ATP-
Systems gegenüber ökonomischen Schwankungen und einem verlangsamten 
Wachstum; eine prognostizierte Erschöpfung des AP-Fonds; die schwache Verbin-
dung zwischen Beitragszahlungen und Leistungen; sowie die steigenden Kosten für 
. die Grundrente (Olsson und Schubert 1991; Bröms 1990; Söderström 1991; Lindbeck 
1992). Darüber hinaus forderte die Arbeitgebervereinigung (SAF) eine radikale Re-
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form und argumentierte, dass das Rentensystem einen nachteiligen Effekt auf die 
nationale Kapitalbildung habe, zu einem exzessiven Anstieg der Lohnnebenkosten 
beitrage und die Anreize, eine Erwerbstätigkeit aufzunehmen, reduziere (SAF 
1990). . 
Das Design des ATP-Systems unterstellte ein stabiles Wirtschaftswachstum von 3 % 
bis 4% sowie Vollbeschäftigung. Als die Inflationsrate in den 80er Jahren das 
Wachstum der Löhne überstieg, führte die Form der Rentenanpassung (Indexie-
rung) dazu, dass die Rentenausgaben in Relation zu den Beitragseinnahmen deut-· 
lieh anstiegen, was die Befürchtung nährte, dass der AP-Reservefonds bald auf-
gezehrt sein würde. 1982 betrug die "Stärke" des AP-Fonds (dieser Wert gibt die 
Anzahl der Jahre an, für die mit Hilfe der Reserven des AP-Fonds die Rentenaus-
gaben finanziert werden können) 7,4, aber sie reduzierte sich auf 5,1 im Jahr 1992. 
Seit 1982 konnten die ATP-Beiträge die laufenden Ausgaben nicht mehr voll 
decken, und im Zuge der ökonomischen Krise hat sich diese Lücke ausgeweitet. 
Durch verschiedene politische Reformen wurde die Verbindung zwischen Beitrags' 
zahlungen und Leistungsansprüchen geschwächt. Der Anspruch auf Krankengeld, 
Arbeitslosenversicherung, Elternversicherung oder auch die Betreuungszeit für ei-
gene Kinder wurden in den 70ern und 80ern für den Aufbau von Rentenansprüchen 
herangezogen. Seit 1982 wurden die A TP-Beitragssätze von der gesamten Lohn-
summe erhoben und damit die seit 1960 bestehende Beitragsbemessungsgrenze be-
seitigt. Das System erhielt dadurch schwache Beschäftigungsanreize, und es trug 
deutlich zu steigenden Lohnnebenkosten sowie zu einem Auseinanderdriften von 
Brutto- und Nettolohnentwicklung ("tax wedge") bei. Einnahmeausfälle des Grun-
drentensystems infolge der Rezession erhöhten ebenfalls das Haushaltsdefizit, da 
der Staat einen höheren Finanzierungsanteil übernehmen musste. Zwischen 1991 
und 1999 wurde eine Reihe von Sparmaßnahmen ergriffen, die sowohl die heutigen 
als auch die zukünftigen Rentner betrafen. Die Politiker argumentierten, auch die 
Rentner sonten einen Teil der Lasten für die Reduzierung des Defizits übernehmen, 
und die volle Anpassung der Renten wurde deshalb für die Jahre 1993 bis 1999 aus-
gesetzt. 
Zusätzlich zu diesen kurzfristigen Maßnahmen einigten sich die vier wichtigsten Par-
teien auf eine grundlegende Reform des gesamten Rentensystems. Die Reform 
wurde unter der bürgerlichen Koalitionsregierung, die von 1991 bis 1994 regierte, 
auf den Weg gebracht und von der gegenwärtigen sozialdemokratischen Minder-
heitsregierung fortgeführt. Das Parlament billigte die Prinzipien der Reform im Juni 
1994 und verabschiedete die gesetzlichen Änderungen 1998. Die neuen Bestim-
mungen werden, beginnend im Jahr 1998, nach und nach in Kraft gesetzt. 
Das neue System weicht von dem bis dahin bestehenden System in einigen grund-
legenden Punkten ab. Erstens wird für die ATP-Renten nun das Einkommen 
während der gesamten Erwerbskarriere zugrundegelegt und nicht nur, wie bisher,.;, 
das der besten 15 von 30 Erwerbsjahren. Die Verbindung zwischen Beitragszahlun-: 
. gen und Leistungen wird dadurch deutlicher, und das System verliert einen 
lichen Teil seines redistributiven Charakters. Zweitens sollen die ATP-
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gleichmäßig zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer aufgeteilt werden. 
Einführung eines ATbeitnehmeranteiis an den Beiträgen soll das öffentliche Be-
in für die Kosten der Alterssicherung schärfen. Drittens wird ein neuer In-
die Leistungsanpassungen an die Lohnentwicklung und das reale wirtschaftliche 
Wachstum knüpfen. Außerdem werden die Renten automatisch angepasst (d. h. im 
Niveau vermindert), wenn sich die durchschnittliche Lebenserwartung erhöht. Da-
durch kann sich das Alterssicherungssystem besser auf wirtschaftliche Schwankun-
: gen einstellen und wird in der Lage sein, auch bei sich verändernden ökonomischen 
und demographischen Bedingungen funktionsfähig zu bleiben. Viertens können 
Rentenansprüche zwischen den Ehepartnern aufgeteilt werden, und es werden Bei-
tragspunkte für den Militärdienst, für die Kinderbetreuung sowie für die Dauer 
höherer Ausbildung angerechnet. Dadurch werden teilweise die negativen Wir-
kungen für Frauen und Angestellte ausgeglichen, die durch den Wechsel zum durch-
schnittlichen Lebenseinkommen als neuer Berechnungsgrundlage hervorgerufen 
wurden. Schließlich wird im Zuge des neuen Systems eine teilweise Kapitaldeckung 
. ("premium reserve") dadurch aufgebaut, dass 2,5% (bei einem Beitragssatz von ins-
gesamt 18,5%) in individuellen Investmentfonds angelegt werden. Das Rentensys-
tem gewinnt dadurch an Transparenz, dass alle Personen eine jährliche Aufstellung 
prognostizierten Rentenhöhe erhalten. Darüber hinaus werden die alte Grund-
rente und der bedürftigkeitsgeprüfte Rentenztischuss durch eine höhere garantierte 
Mindestrente ersetzt, die auS allgemeinen Steuermitteln finanziert und jährlich über 
den neuen Berechnungsmodus angepasst wird. Die Übergangszeit bis zur vollstän-
Etablierung des neuen Systems wurde auf 20 Jahre festgesetzt (Proposition 
1993/94: 250; Proposition 1997/98: 151 f). In Tabelle 2 sind die Unterschiede zwischen 
dem alten und dem neuen System gegenübergestellt. 
Zusammenfassend kann festgehalten werden, dass das schwedische System sehr viel 
'undlegendere Änderungen erfuhr als das niederländische Rentensystem. Als Er-
dieser politischen Reformen weist das schwedische Rentensystem heute sehr 
, .. ~. stärkere Anreize zur Beschäftigung auf, und es ist so angelegt, dass es sich un-
;abhängig von wechselnden ökonomischen Bedingungen, insbesondere vom Be-
gsniveau, selbst finanzieren und selbst tragen soll. Weiterhin beinhaltet 
reformierte System einen Wechsel von der alleinigen Finanzierung durch die Ar-
ber hin zu einer gemeinsamen Finanzierung durch Arbeitgeber und Arbeit-
Dadurch zeichnet sich zumindest kurzfristig eine deutliche Entlastung der 
A rhp;ta"hpr bei den Lohnnebenkosten ab. 
bestand das niederländische Arbeitslosenunterstützungssystem aus drei 
n.ulIlpunenten. Arbeitnehmer, die während des vorangegangenen Jahres mindes-
130 Tage beschäftigt waren, qualifizierten sich für Leistungen der Arbeitslo-
~rsicherung (WW). Das WW-System gewährleistete ein Leistungsniveau von 
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Im Anschluss daran wurden lohnabhängige Leistungen durch das Arbeitslosen-Ver-
sorgungs-System (WWV) in Höhe von 70% des Lohnes für zwei weitere Jahre aus-
gezahlt (75% bis 1985). Für Personen über 58 Jahre wurde der Leistungsanspruch 
bis zum Erreichen des Rentenalters aufrechterhalten. In den Fällen, in denen die Ar-
beitslosigkeit über 2 1/2 Jahre dauerte, schloss sich nach einer Bedürftigkeitsprüfung 
gegebenenfalls ein Anspruch auf Sozialhilfe (ABW/RWW) auf niedrigerem Niveau 
an(Van der Veen und Trommel 1999). Bis 1985 waren Frauen von dem WWV-Sys-
tem ausgeschlossen, sofern sie nicht die Hauptverdiener im Haushalt waren. Nach-, 
dem die niederländischen Sozialleistungssysteme 1985 reformiert wurden, um den 
EG-Gleichstellungsrichtlinien zu entsprechen, wurde diese Bestimmung abge-
schafft, und Frauen erhielten einen individuellen Leistungsanspruch (De Jong, Her-
weijer und De Wildt 1990). Das WW- sowie das WWV-System werden gemeinsam 
über Beiträge der Arbeitgeber und Arbeitnehmer finanziert. Heute besteht für die 
ersten 13 Wochen ein Beitragssystem (seit 1998 auf 26 Wochen ausgeweitet), nach 
dem die Höhe der Beiträge von dem jeweiligen Wirtschaftssektor abhängt. Für den 
öffentlichen Dienst existiert ein eigenständiges System. 
Arbeitsmarkteffekte 
Die großzügige Höhe und die verhältnismäßig lange Dauer der Leistungen war fürJj 
einen Kontext relativ niedriger Arbeitslosigkeit vorgesehen. Als die Arbeitslosen-' 
quote in den frühen 80er Jahren die lO%-Grenze überschritt, wurde das System sehr; 
kostspielig. Im Allgemeinen können die bei Arbeitslosigkeit gezahlten Leistungen, 
das Verhalten auf dem Arbeitsmarkt in unterschiedlicher Weise beeinflussen. ' 
tens vermindern großzügige Anspruchsvoraussetzungen (130 Arbeitstage während' 
des vorangegangenen Jahres) wahrscheinlich die Anreize, sich eine Beschäftigung 
zu suchen. Das gilt zumindest für Arbeitnehmer, die einkommensabhängige 
stungen erhalten, und insbesondere, wenn auf dem Arbeitsmarkt nur wenige 
Stellen angeboten werden. Die relativ lange Dauer der einkommensabhängigen 
stungenverstärkt wahrscheinlich diese Tendenz. Darüber hinaus erhielten 
nehmer über 58 Jahre seit 1975 die Möglichkeit, die einkommensabhängigen 
stungen bis zum Erreichen des regulären Rentenalters von 65 Jahren zu bezieu"". 
Für ältere Arbeitnehmer mit einer schlechten Beschäftigungsperspektive 
Arbeitslosenversicherung folglich eine frühe und finanziell günstige Ausstiegsmög-' 
lichkeit. 
Zweitens wurde bis vor kurzem die Anwendung der gesetzlichen Bestimmungen 
lativ locker gehandhabt, und die Behörden nutzten nur selten die ihnen zur 
gung stehenden Sanktionen, für diejenigen, die die Richtlinien des Programms 
letzten, die Leistungen zu begrenzen oder zu kürzen. Schließlich kann auch nicht 
sagt werden, dass das Arbeitslosenversicherungsprogramm starke Anreize für 
beitslose setzt, aktiv eine Beschäftigung zu suchen. Wie bereits erwähnt, kann 
Gesetzesanwendung als "freundlich" bezeichnet werden (Van der Veen und 
mel 1999), d. h. die Antragsteller mussten keine Tätigkeit unterhalb ihres Quali-
fikationsniveaus annehmen, und die Gewährung von Leistungen war nicht abhängig 
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!; von der Teilnahme an Trainingsprogrammen. Zusammenfassend kann man sagen, 
. dass die niederländische Arbeitslosenversicherung bis vor kurzem auf "passive" 
Maßnahmen ausgerichtet war, die hauptsächlich aus Einkommensersatzleistungen 
bestanden. Darüber hinaus bedeuteten die speziellen Regeln für ältere Arbeit-
nehmer, dass die Arbeitslosenversicherung faktisch als Frühverrentungssystem fun-
gierte (De Vroom und Trommel 1994). 
~Svstemschwächen und Reformanstrengungen 
als die Kranken- und die Erwerbsunfähigkeitsversicherung, die grundlegend 
!;·-,trukturiert und teilweise privatisiert wurden, blieb die Arbeitslosenversicherung 
öffentliches System. Dennoch kam es zu signifikanten Veränderungen. Die Re-
nbemühungen zielten darauf, die Anspruchsvoraussetzungen zu verschärfen, 
fahrenswege zu vereinfachen, Kosten zu reduzieren sowie aktivierende Maß-
einzuführen (SCP 1998: 432). Im Rallmen einer Reform im Jahr 1987 wur-
die beiden einkommensabhängigen Arbeitslosenleistungen (WW und WWV) in 
einheitlichen System zusammengeführt. Die Anspruchsvoraussetzungen wur-
>eralisiert, so dass auch Teilzeitbeschäftigte und Arbeitnehmer mit flexiblen 
;:Arheitsverträgen in das System integriert werden konnten. Gleichzeitig wurde al-
die Länge der Leistungsgewährung an die Dauer der Beschäftigung ge-
aktuellen Reformen wird die Notwendigkeit einer aktiven Beschäftigungspolitik 
d. h. von Maßnahmen, die den Eintritt bzw. Wiedereintritt in eine bezahlte 
D"~l;lIaitigung erleichtern. Außerdem wurden eine Reihe von Maßnahmen einge-
um Betrug und Missbrauch beim Bezug von Arbeitslosenleistungen zu redu- • 
und Beschäftigungsanreize wurden verstärkt. Eine Reform des WW-Systems 
1992 beseitigte die Möglichkeit für Antragsteller, Beschäftigungen unterhalb 
Qualifikationsniveaus abzulehnen. Sanktionen haben in dem WW-System 
an Bedeutung gewonnen. Beispielsweise haben die Behörden einen größe-
Handlungsspielraum erhalten, um diejenigen zu sanktionieren, die ihre Arbeits-
selbst verschuldet haben, die den vorgegebenen Verfahrensregeln nicht 
leisten oder sich nicht in der vorgesehenen Weise um eine Beschäftigung 
Außerdem wurde mit einer Reform der Sozialhilfe von 1996 festgelegt, 
alleinstehende Mütter aktiv eine Beschäftigung suchen müssen, sobald ihr Kind 
ihre Kinder das fünfte Lebensjahr erreichen. Zuvor war es für alleinstehende 
nicht erforderlich, eine Beschäftigung zu suchen, um die Leistungsvoraus-
zu erfüllen. In Tabelle 3 sind die wesentlichen Unterschiede zwischen dem 
und dem neuen Arbehslosenversicherungssystem zusammengefasst. 
Reform der Sozialhilfe soll ebenfalls zu einer aktiven Beschäftigungspolitik bei-
Die Basisleistungen wurden reduziert, und die Gemeinden haben die Mög-
zusätzliche Leistungen fallweise zu gewähren. In Verbindung mit individu-
Plänen, Sozialhilfeempfänger (wieder) in Beschäftigung zu bringen, vergrößert 
Änderung das Aktivierungspotential. In einigen Fällen können die Klienten 
Teil der Sozialhilfe leistungen weiterhin in Anspruch nehmen, wenn sie eine 
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befristete Teilzeitbeschäftigung finden, oder die Tagesbetreuung für Kinder kann 
subventioniert werden. 
Die niederländischen Behörden haben noch weitere Maßnahmen ergriffen, um die 
Bedeutung der aktiven Arbeitsmarktpolitik zu erhöhen. Mit sogenannten "Melkert 
Jobs" (benannt nach dem Sozialminister) wird die Beschäftigung von Langzeitar-
beitslosen subventioniert, und mit einem neuen Programm sollen in den Gemeinden 
Jobs für junge Menschen unter 23 Jahren geschaffen werden. Bisher wurden bereits" 
40.000 neue Stellen im Rahmen dieses Projektes geschaffen. Außerdem bezuschusst 
die Regierung die Sozialversicherungsbeiträge für Arbeitnehmer im Niedriglohn-
sektor (das sogenannte SPAK-Programm), um in diesem Sektor neue 
zu schaffen. Bei diesem Programm gibt es einige Befürchtungen, dass es die 
Iität von Arbeitnehmern in Richtung höher bezahlter Tätigkeiten behindern 
auch wenn es bisher kaum Belege dafür gibt, dass dieser Effekt auch wirklich eintritt 
(OECD 2000: 11). Um die Attraktivität bezahlter Beschäftigung weiter zu erhöhen, 
beinhaltet die für 2001 geplante Steuerreform eine Steuergutschrift für Erwerbs-" 
einkommen ("eamed income tax credit"). . 
Trotz dieser Reformen bleibt die Arbeitslosigkeit unter älteren Arbeitnehmern 
"harte Kern" der Beschäftigungsproblematik (OECD 2000: 11). Laut OECD-D~Il""' 
gibt es etwa 100.000 Arbeitslose, die älter als 57 1/2 Jahre sind. Diese Personen 
nicht in den offiziellen Arbeitslosenzahlen registriert, da von ihnen nicht 
wird, dass sie wieder eine bezahlte Beschäftigung aufnehmen. Die Hälfte der 
500.000 erwerbsunfähigen Personen ist älter als 50 Jahre. Außerdem bleibt 
zeitarbeitslosigkeit auch ein Problem für jüngere Arbeitnehmer. Um die 
näckigkeit der Langzeitarbeitslosigkeit anzugehen, führte die Regierung den 
nannten "umfassenden Ansatz" ein, der Unterstützungsleistungen bereitstellt, 
denen Arbeitslose innerhalb von 12 Monaten wieder in den Arbeitsmarkt' 
werden sollen. Bereits bestehende Langzeitarbeitslosigkeit soll ebenfalls 
Strategie angegangen werden. In diesen umfassenden Ansatz werden 
stehende Maßnahmen integriert, und er soll über einen Zeitraum von 
stufenweise eingeführt werden. Der Ansatz beruht auf individuell zugesehn'''' 
Plänen für eine Rückkehr auf den Arbeitsmarkt. Zusätzlich zu den 40.000 
Jobs sollen 20.000 neue Arbeitsplätze, vorwiegend niedrig entlohnte Tätigkeiten 
öffentlichen Sektor, geschaffen werden. 
Gemessen an internationalen Standards ist die Beschäftigungsquote in den 
landen mit 57,5% (Vollzeitäquivalente) verhältnismäßig niedrig. Dieser 
Wert ist auf den hohen Anteil von Teilzeitbeschäftigten sowie auf die hohe 
Personen, die Leistungen des sozialen Sicherungssystems beziehen, zurückzl'f;;1"pn 
Etwa 40% aller Beschäftigten üben eine Teilzeitstelle aus, und damit weisen 
derlande die höchste Quote im OECD-Vergleich auf. Das hohe "InakuvHal~ 
Niveau" stellt einen Pool ungenützter Arbeitskraft dar, auf dessen Potential im 
teren Reformverlauf zurückgegriffen werden soll. Die Reintegration von 
arbeitslosen sowie der Bezieher von Erwerbsunfähigkeitsleistungen stellen 
hin große, Herausforderungen dar (OECD 2000). 
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Trotz der aktuell guten Leistungswerte der niederländischen Volkswirtschaft sowie 
des niedrigen Niveaus der registrierten Arbeitslosigkeit ist die Zahl derjenigen, die 
1996 Arbeitslosenleistungen erhielten, mit 800.000 höher als Mitte der 80er Jahre. 
Der größer werdende Unterschied zwischen den offiziell registrierten Arbeitslosen 
und der Zahl derjenigen, die Arbeitslosengeld beziehen, lässt sich damit erklären, 
dass Arbeitslose über 57 1/2 Jahre nicht verpflichtet sind, eine Beschäftigung z.u su-
chen, und deshalb nicht in der offiziellen Arbe'itslosenstatistik registriert werden 
(OECD 1998: 96). Die Zahl der Personen in dieser Kategorie ist insbesondere seit 
1994/95 angestiegen, denn in dieser Zeit wurden die Anspruchsvoraussetzungen für 
'Erwerbsunfähigkeitsleistungen verschärft, und viele, die zuvor einen Antrag auf Er-
werbsunfähigkeit gestellt hatten, wechselten deshalb zum Arbeitslosensystem. 
Die OECD (2000) hebt hervor, dass es sich bei Unternehmen zu einer gängigen Pra-
xis entwickelte, Beschäftigte über 55 Jahre zu entlassen und ihnen einen Zuschuss 
zu den staatlichen Leistungen zu zahlen, so dass insgesamt 75% bis 80% des letzten 
, Gehaltes erreicht wurden. Bis 1994 wurde diese Praxis durch die staatliche Politik 
toleriert. Da der Zugang zu Erwerbsunfähigkeitsleistungen verschärft wurde, hat die 
Arbeitslosenversicherung einen Teil des Drucks genommen, der dadurch entstand, 
dass ältere Arbeitnehmer häufig weiterhin vor Erreichen des Rentenalters den Ar-
beitsmarkt verlassen wollten. In jüngsten Reformen wurde das Ziel der Verhinde-
rung von Betrug und Missbrauch von Arbeitslosenleistungen betont. Diese Maß-
nahmen schließen das Verbot ein, die Arbeitslosenversicherung de facto als Früh-
verrentungssystem zu verwenden (seit 1994, s.o.), und zuvor optionale Sanktionen 
für Antragsteller, die sich an diese Verfahrensregeln nicht halten, wurden obliga-
torisch. Das betrifft beispielsweise Antragsteller, die ein geeignetes Jobangebot 
nicht annehmen. 
Zusammenfassend lässt sich sagen, dass die jüngsten Reformschritte die Anreize, 
eine bezahlte Beschäftigung aufzunehmen, deutlich erhöht haben. In diesem Sinne 
, fand ein Paradigmawechsel von einem hauptsächlich "passiven" Ansatz hin zu ei-
nem mehr "aktiven" Ansatz statt. Die Niederlande haben eine lange Tradition darin, 
subventionierte Arbeitsplätze im öffentlichen Sektor als Mittel zur Verbesserung 
'der Beschäftigungssituation zu verwenden. Darauf greifen auch die jüngsten 
Bemühungen zurück, aber sie weichen doch auch sehr davon ab in der Hinsicht, dass 
ein weit umfassenderer Ansatz zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit verfolgt wird, 
mit Hilfe von Trainingsprogrammen und Beschäftigungsplänen, die auf individuelle 
Umstände zugeschnitten sind. In Abbildung 1 ist der relative Anteil von Personen, 
die auf subventionierten Arbeitsplätzen beschäftigt sind sowie derjenigen, die Ar-
, beitslosengeld erhalten, dargestellt. 
3.2 ... in SchWeden 
Im Gegensatz zu den Niederlanden hat Schweden eine lange Tradition in der akti-
ven Beschäftigungspolitik. Den Eckpfeiler der schwedischen Arbeitsmarktpolitik 
" bildet die Idee, dass die Politik darauf ausgerichtet sein solle, eine volle Erwerbsbe-
teiligung zu fördern ( .. arbetslinjen"). Die Nationale Arbeitsmarktbehörde (Arbets-
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marknadsstyrelsen, AMS) verwaltet eine Reihe von Programmen aktiver Arbeits-
marktpolitik wie berufliche Aus- und Weiterbildung oder öffentliche Beschäfti-
gungsprogramme. Mit diesen Maßnahmen soll die Arbeitskräftemobilität verbessert 
und die Rückkehr auf den regulären Arbeitsmarkt beschleunigt werden. Entspre-
chend der Dominanz aktiver Beschäftigungspolitik sind in Schweden Geldleistun-
gen lediglich als ein möglichst selten genutzter "letzter Ausweg" vorgesehen (vgl. 
Abbildung 2). ' 
Im Gegensatz zu anderen Programmen der sozialen Sicherheit wird die einkom-
mensabhängige Arbeitslosenversicherung durch die Gewerkschaften und nicht 
durch den Staat verwaltet. Insgesamt 40 anerkannte Arbeitslosenfonds werden 
durch staatliche Gelder und individuelle Beiträge finanziert. Grundsätzlich ist die-
ses System freiwillig, und die Nationale Arbeitsmarktbehörde (AMS) übt lediglich 
die Aufsicht aus. Bis zu den jüngsten Reformen wurden die Arbeitslosenfonds der 
Gewerkschaften über Beiträge der Arbeitgeber und Arbeitnehmer finanziert, die in 
einen zweckgebundenen Fonds, den Arbeitsmarktfonds (Arbetsmarknadsfond), 
eingezahlt wurden. Vorübergehende Fehlbeträge wurden durch staatliche Mittel ge-
deckt, doch wurde langfristig von einem ausgeglichenen Haushalt ausgegangen. 
1991 zahlten Arbeitgeber einen Beitrag von 2,12% der Lohnsumme, während Ar-
beitnehmer jeden Monat einen relativ niedrigen festen, aber je nach Gewerk-
schaftsfonds leicht unterschiedlichen Mitgliedsbeitrag entrichten mussten. 1991 wa-
ren etwa 80% der Beschäftigten Mitglied in einem der Gewerkschaftsfonds. Außer-
dem gibt es für diejenigen, die nicht Mitglied in einem der Gewerkschaftsfonds sind 
oder die dafür die Anspruchsvoraussetzungen nicht erfüllen, wie z. B. Teilzeitbe-
schäftigte oder Selbständige, ein staatliches Arbeitslosenunterstützungsprogramm 
(Kontant Arbetsmarknadsstädet, KAS), das einheitliche Geldleistungen auf einem 
niedrigeren Niveau gewährt. 
Arbeitsmarkteffekte, Systemschwächen und Reformanstrengungen 
Die Arbeitslosenversicherung bildete das Ziel einer Reihe von Reformbemühun-
gen, eine grundlegende Reform erwies sich jedoch als schwierig. Zwei Merkmale des 
Systems der Geldleistungen im Falle von Arbeitslosigkeit sind dafür verantwortlich 
zu machen. Erstens sind einkommensabhängige Leistungen auf Mitglieder gewerk-
schaftlicher Arbeitslosenfonds begrenzt, und die Arbeiterbewegung war nicht be-
reit, diesen Rekrutierungsanreiz aufzugeben. Zweitens war die Dauer der Zahlung 
des Arbeitslosengeldes praktisch unbegrenzt, aufgrund komplizierter Regeln, nach 
denen man sich durch die Teilnahme an aktiven Beschäftigungsmaßnahmen requa-
lifizieren konnte. Bis zur Rezession stand keines dieser Elemente des Arbeitslosen- . 
versicherungssystems im Blickpunkt größerer Kritik oder politischer Aktivität. Als 
die Arbeitslosigkeit steil anstieg, zielten nicht-sozialistische Kritiker und die Arbeit-
gebervereinigung auf eine Reform dieser bei den Merkmale des Systems. 
Nach Einsetzen der Rezession im Jahr 1991 wurden die Ziele der Arbeitsmarkt-
politik durch die ansteigende Arbeitslosigkeit unterminiert. In der Vergangenheit 
dienten aktivierende Maßnahmen wie berufliche Schulungen oder öffentliche Be-
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schäftigungsprogramme dazu, Arbeitslose umgehend wieder in den Arbeitsmarkt zu 
integrieren. Mit einem Arbeitsmarkt, der nur wenige offene Stellen bot, wurden die 
aktiven Arbeitsmarktmaßnahmen jedoch hauptsächlich ein Mittel, um wieder An-
sprüche auf Geldleistungen zu erwerben. Kritiker bezeichneten diesen Aspekt des 
Systems als ein "endloses Karussell", das zwischen Geldleistungen und der Teil-
nahme an Beschäftigungsprogrammen rotiert. In der Vergangenheit wurde dieser 
Aspekt des Systems nie ernsthaft in Frage gestellt, doch es funktionierte nur unter 
der Bedingungen niedriger Langzeitarbeitslosigkeit. . 
Die Übernahme der Defizite des Arbeitslosenversicherungssystems führte zu einem 
unvorhergesehenen Druck auf die staatlichen Finanzen. Da eine Selbstfinanzierung 
durch Beiträge nur auf ein Niveau der offenen Arbeitslosigkeit von etwa 2% bis 3% 
abgestellt war, machten die ansteigenden Defizite der Fonds eine massive Schul-
denaufnahme erforderlich, und dem Staat oblag die Verantwortung, die Zinsen für 
die akkumulierten Schulden zu zahlen. Über das Defizit der Arbeitsmarktfonds 
wurde intensiv in den Medien berichtet, was das Bewusstsein für die prekäre fi~an­
zielle Situation des Programms erhöhte. 
Als die nicht-sozialistische Koalition 1991 die Regierung übernahm, wurde die Re~ 
form der Arbeitslosenversicherung an die Spitze der politischen Agenda gesetzt Die 
bürgerliche Regierung führte fünf Wartetage ein, erhöhte die individuellen Beiträge 
und reduzierte die Leistungen von 90 auf 80% des anrechenbaren Einkommens. Da-
gegen hatten die Bürgerlichen Schwierigkeiten, die Kontrolle der Gewerkschaften 
über die einkommensabhängigen Leistungen zu beseitigen. Die Regierung erließ im 
Sommer 1994 ein Gesetz, mit dem das Monopol der Gewerkschaften fallen sollte, 
das aber den nächsten Wahltermin nicht überlebte. 
Die Wahl von 1994 führte die Sozialdemokraten - an der Spitze einer Minderheits-
regierung - zurück an die Macht Kurz nach Regierungsantritt stellte die SAP das 
auf Gewerkschaften basierende System wieder her. Um das Versprechen zu erfül-
len, das Defizit zu reduzieren, überprüfte die SAP das ungemein teure Programm 
auf wejtere Sparmöglichkeiten. Die SAP verfolgte diese Strategie trotz erheblicher 
Widerstände der Gewerkschaftsverbände. Die Rückkehr zu dem ursprünglichen 
System bedeutete auch eine Wiedereinführung der liberalen Requalifizierungs-
bedingungen. Das "endlose Karussell" war wieder im Einsatz (Proposition 1994/95: 
99). Außerdem führte die SAP-Regierung auch das alte Finanzierungssystem wie-
der ein: von 1995 an sollten die Arbeitgeber wieder den überwiegenden Teil der Kos-
ten übernehmen. Gleichzeitig kürzte die SAP-Regierung Leistungen für jüngere Ar-
beitnehmer und Teilzeitbeschäftigte und beseitigte den Arbeitsmarktfonds als orga-
nisatorische Grundlage des Finanzierungssystems. Die wiederholt auftretenden Kri-
sen der Treuhandfonds rückten die "ungedeckten" Kosten des Unterstützungs-
, systems in den Blickpunkt, und diese Diskussion wollte die SAP unbedingt vermei-
den. Der Arbeitsmarktfonds wurde im Juni 1995 abgeschafft. Das akkumulierte De-
fizit belief sich damals auf 87 Milliarden SEK. Von diesem Zeitpunkt an werden 
zweckgebundene Arbeitgeberbeiträge an die Regierung entrichtet, und ein varia-
bler staatlicher Zuschuss soll die darüber hinausgehenden Kosten decken. Die SAP 
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änderte außerdem ihre Position hinsichtlich der Dauer der Leistungsgewährung und 
erklärte 1995, dass die Arbeitslosenversicherung als "zeitlich befristete Übergangs-
versicherung" anzusehen sei. Damit war gemeint, dass die Leistungen nicht ohne 
zeitliche Begrenzung zur Verfügung gestellt werden sollten. 
Das Bestehen der SAP auf weiteren Leistungskürzungen löste den Bruch der infor-
mellen Allianz zwischen SAP und weiteren linken Parteien im Frühjahr' 1995 aus. 
Die SAP wechselte zu einer Kooperation mit der Zentrumspartei, und die beiden 
Parteien einigten sich auf eine weitere Kürzung der Leistungen auf 75% des anre-
chenbaren Einkommens sowie auf strengere Anspruchsvoraussetzungen ab Januar 
1996. Erneut diente der äußerst bedenkliche Zustand der öffentlichen Finanzen der 
SAP zur Rechtfertigung weiterer Kürzungen, und die Reduzierung der Leistungen 
wurde als Teil eines umfassenden Paketes zum Abbau des Defizits vorgeschlagen. 
Wie vorherzusehen, führte die Unterstützung von Leistungskürzungen durch die 
SAP zu einem Konflikt mit den Gewerkschaften. Als sich die Beziehungen zwischen 
SAP und organisierter Arbeiterschaft verschlechterten, schlug die Partei führung 
eine Anhebung der Leistungen auf 80% des Einkommens vor, die über eine Ver-
schärfung der Anspruchsbedingungen für einige Arbeitnehmergruppen finanziert 
werden sollte (Proposition 1995/96: 150). Der kontroverseste Vorschlag der SAP 
war allerdings die Begrenzung des Leistungsanspruchs auf drei Jahre. Die Anhe-
bung der nominalen Leistungen war eindeutig ein Zugeständnis an die Gewerk-
schaften als Teil der Strategie, den Zusammenhalt der Partei insgesamt zu stärken 
und das Verhältnis zu den Gewerkschaften nach einer Reihe von Leistungskürzun-
gen zu kitten. Trotz des augenscheinlichen Siegs der Gewerkschaften bei dem Kon-
flikt um eine Anhebimg der Leistungen ist zu betonen, dass sie das Prinzip einer Be-
grenzung der Leistungsdauer akzeptieren mussten. 
Angesichts dieser Rückschläge sowie der fortwährenden Kritik durch die Gew'erk-
schaften initiierte die SAP im Januar 1997 sowohl mit den Gewerkschaften als auch 
mit der Zentrumspartei Verhandlungen über den bevorstehenden Gesetzgebungs-
prozess. Eine offizielle Untersuchungskommission (ARBOM Kommission) hatte· 
gerade ihre Empfehlung abgegeben, die Gewerkschaftsfonds mit dem staatlichen 
Leistungssystem (KAS) zu verknüpfen (SOU Nr. 150, 1996). Die verhandelnden 
Parteien akzeptierten den Vorschlag der ARBOM Kommission, so dass sich die Dis-
kussion auf drei zentrale Punkte konzentrierte: Anspruchsbedingungen, Leistungs-· 
niveau sowie die Dauer der Leistungsbewilligung. Im Februar einigten sich SAP, 
Zentrumspartei und Gewerkschaften auf die Prinzipien des neuen Systems: die be-
reits vorgesehene Anhebung des Leistungsniveaus auf 80% des anrechenbaren Ein-
kommens ab Oktober 1997 und Modifikationen bei den Anspruchsbedingungen und 
der Dauer der Leistungsbewilligung. Die Begrenzung der Daue·r sollte bestehen 
bleiben, aber nur im Prinzip. Die Verhandlungspartner einigten sich darauf, eine 
parlamentarische Kommission zu ernennen, die die Feinarbeit für einen endgültigen 
Vorschlag hinsichtlich der Leistungen für Teilzeitbeschäftigte sowie einer Begren-
zung der Leistungsdauer übernehmen sollte. Dadurch wurde faktisch die Ein, 
führung einer zeitlichen Begrenzung für die nächsten fünf Jahre vermieden. Außer-
dem wurden weniger strenge Anspruchs- und Zugangsvoraussetzungen, insbeson-
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dere für Teilzeitbeschäftigte und Studierende vereinbart. Schließlich einigten sich 
die Verhandlungspartner auf die Einführung eines Versicherungsfonds unter Ver-
waltung der Gewerkschaftsverbände, mit dem auch die staatlich verwalteten Geld-
. leistungen ersetzt werden sollten. Eine Gewerkschaftsmitgliedschaft ist jedoch für 
diesen neuen Fonds nicht mehr erforderlich. Das entsprechende Gesetz wurde im 
Frühjahr 1997 vom Parlament beschlossen (Proposition 1996/97: 107). Die Begren-
zung der Dauer des Leisiungsbezugs kann folglich frühestens im Jahr 2002 greifen. 
Offensichtlich kalkulierten sowohl die Gewerkschaften als auch die SAP, dass in der 
Zwischenzeit aufgrund einer Erholung des Arbeitsmarktes derart drastische Maß-
nahmen nicht mehr erforderlich sein würden. Tabelle 4 fasst die Änderungen, die im 
Arbeitslosensystem vorgenommen wurden, zusammen. 
Im November 1999 stellte eine Arbeitsgruppe des Industrieministeriums Vorschläge 
für weitere Reformen des Arbeitslosenversicherungssystems vor, die auf den Ver-
·einbarungen von 1997 basierten. In dem Bericht wurde eine Anhebung der einkom-
mensabhängigen Leistungen vorgeschlagen, gleichzeitig aber auch die Notwendig-
keit betont, das Aktivierungspotential des Systems zu verbessern. Das sollte ge-
schehen durch die Beseitigung der automatischen Requalifizierung über eine Teil-
nahme an Beschäftigungsprogrammen, mit Hilfe von verschärften Sanktionen gegen 
diejenigen, die eine angemessene Beschäftigung verweigerten, sowie durch die Ein-
führung einer besser strukturierten Arbeitsplatzvermittlung. Letzteres würde einen 
"Vertrag zur Arbeitsplatzsuche" ("job search contract") beinhalten, der gemeinsam 
mit einem Aktivierungsplan eingesetzt werden soll, über den angemessene Tätig-
keitsfelder, je nach Qualifikationsniveau und geografischer Lage, identifiziert wer-
den sollen. Der Aktivierungsplan sieht vor, die Aktivitäten für eine Arbe.itsplatz-
suche in bestimmten Abständen zu überprüfen, um Langzeitarbeitslosigkeit zu ver-
hindern. Das Gesetz, mit dem diese Vorschläge umgesetzt werden sollen, wurde im 
Dezember 2000 vom Parlament beschlössen (Ds 1999: 58; Proposition 1999/2000: 
139). 
4. Zur Erklärung der " Reformpfade" in den Niederlanden und in Schweden 
Beim Vergleich der Veränderungen der Rentensysteme in den Niederlanden und 
Schweden fallen einige gemeinsame Entwicklungstendenzen ins Auge: 
Es besteht ein Trend, die Beschäftigungsanreize zu erhöhen. In Schweden wird 
dies durch eine Stärkung des Zusammenhangs zwischen Beitragszahlungen und 
Leistungen bewirkt. In den Niederlanden wurden im Zuge der Steuerreform von 
1990 die AOW-Beiträge in das Einkommensteuersystem integriert und dadurch 
der Druck abgeschwächt, der durch die AOW-Beiträge am unteren Ende der 
. Einkommensskala entstanden war. 
In beiden Ländern wurde der Arbeitgeberanteil an der Finanzierung reduziert 
bzw. begrenzt. Dieser Trend ist in Schweden besonders ausgeprägt. 
In beiden Ländern wurden Elemente der Kapitaldeckung im jeweiligen Renten-
system eingeführt oder ausgebaut. Dadurch soll der Druck für Beitragser-
425 (133) 
Anderson, Wohlfahrtsstaat und Arbeitsmarkt in Schweden und den Niederlanden 
höhungen reduziert werden, die zu einem Auseinanderdriften der Brutto- und' 
Nettolohnentwicklung für Arbeitnehmer bzw. zu einem Anstieg der Lohn-
nebenkosten für Arbeitgeber beitragen würden. In bei den Ländern wurden die 
neuen Finanzierungsmechanismen in das existierende Finanzierungssystem inte-
griert und änderten weder die Verteilung noch die Höhe der Beiträge. 
4. Beide Länder haben die Beitragsbasis für die Finanzierung der Grundrenten aus, 
geweitet. In Schweden fand ein Wechsel zu einer Finanzierung aus al1gemeinen 
Steuermitteln statt. Al1erdings wi~d die neue garantierte Mindestrente nur an 
eine kleinere Gruppe von Rentnern zu zahlen sein als es bei der alten Grund-
rente der Fal1 war. In den Niederlanden fand nur ein kleiner Wechsel in dem 
Sinne statt, dass jetzt al1e Einkommensquel1en die Finanzierungsgrundlage für 
die Grundrente bilden. 
In den Arbeitslosenversicherungssystemen beider Länder können ähnliche Trends 
aufgewiesen werden, die in den Niederlanden al1erdings stärker ausgeprägt sind als 
in Schweden: 
1. Es besteht ein eindeutiger Trend in beiden Systemen, die Beschäftigungsanreize 
zu erhöhen. Diese Tendenz ist in den Niederlanden etwas stärker, da hier eine 
kürzere Leistungsdauer nach einer kürzeren Beschäftigungsdauer auf dem Ar-
beitsmarkt eingeführt wurde sowie strengere Sanktionen und Kürzungen bei den 
Einkommensersatzquoten. 
2. In beiden Systemen ist ein deutlicher Trend zu erkennen, aktive bzw. aktivie-
rende gegenüber passiven Maßnahmen hervorzuheben. In Schweden war dies' 
schon immer der Fal1, doch führten die jüngste Rezession und die stark anstei-
gende Arbeitslosigkeit zu einer Überlastung der bestehenden aktiven Arbeits-
marktprogramme, und die Inanspruchnahme von Geldleistungen hat im Ver-
hältnis zu den aktiven Maßnahmen an Bedeutung gewonnen. In den Niederlan- ' 
den wurde auf die Tradition zurückgegriffen, die Subventionierung von Arbeits- ' 
plätzen als eine Möglichkeit aktiver Beschäftigungspolitik einzusetzen. Neu sind 
al1erdings die Einführung von beruflichen Schulungen, von Programmen zur 
Einschränkung der Langzeitarbeitslosigkeit sowie von individuel1en Aktivie-
rungsplänen. 
Al1gemein gesprochen, kann man die Versuche in Schweden und den Niederlanden, 
ihre Rentensysteme den sich ändernden ökonomischen und demografischen Be; 
dingungen anzupassen, als verhältnismäßig erfolgreich bezeichnen, auch wenn 
schwedische System deutlichere Änderungen erfuhr als das niederländische . 
Im Gegensatz dazu wurden im niederländischen Arbeitslosensystem signifikante;>: 
Änderungen durchgeführt, während die Reformen in Schweden moderat blieben. 
Worauf sind diese unterschiedlichen Ergebnisse zurückzuführen? 
Man sol1te beachten, dass politische Reformen in 
die höhere Beschäftigungsanreize zum Ziel haben oder ein bestimmtes Verh~1tpn' 
auf dem Arbeitsmarkt fördern sol1en, häufig zu konkreten und unmittelbaren 
lusten für bestimmte Wählergruppen führen. Mit anderen Worten: Reformen 
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sozialen Sicherung sind häufig mit Sparmaßnahmen gekoppelt, und Sparmaßnah-
men sind bei Wählern in der Regel unpopulär (Pierson 1994). Deshalb sind Politiker, 
die eine Reform der wahrgenommenen Schwächen bestehender Sozialversiche-
rungsprogramme anstreben, mit einer schwierigen Aufgabe konfrontiert. Außer-
dem wird eine Reform von Sozialversicherungsprogrammen dadurch erschwert, 
dass die Pfadabhängigkeit der Entwicklung zu einer gewissen "institutionel1en Träg-
heit" führt. Pierson (1994) argumentiert in diesem Sinne, dass frühere politische Ent-
scheidungen Regierungen häufig auf langfristige Verpflichtungen festlegen, die sich 
" Änderungsversuchen widersetzen. Trotz dieser Zwänge hat sowohl der niederlän-
dische als auch der schwedische Wohlfahrtsstaat signifikante politische Änderungen 
erfahren. Die Reformmuster können mit Hilfe verschiedener Faktoren erklärt wer-
den. 
Erstens erhöhen Verhandlungskompromisse die Wahrscheinlichkeit erfolgreicher 
, Reformen (Visser und Hemerijck 1997; Ebbinghaus und Hassel 2000). Korpora-
tistische Institutionen können als Forum für derartige Vereinbarungen dienlich sein, 
'insbesondere dann, wenn die Sozialpartner bereits über die Bedingungen staatlich 
, regulierter Arrangements, wie z. B. das Zusatzrentensystem, verhandeln. Wie der 
.niederländische Fal1 zeigt, akzeptierten die Sozialpartner die Vereinbarung von 
Wassenaar 1982 hauptsächlich unter der Androhung einer Intervention durch die 
Regierung. Diese Vereinbarung leitete eine neue Periode korporatistischer Schlich-
tungen ein, die durch moderate Lohnabschlüsse im Austausch für eine Reduzierung 
der Wochenarbeitszeit und die Schaffung neuer Arbeitsplätze ebenso gekennzeich-' 
nt~t w.ar wie durch eine Dezentralisierung korporatistischer Institutionen (Hemerijck 
Van Kersbergen 1997). Dieser Tradition folgend, sind in den Niederlanden er-
Schritte zur Reform der zweiten Schicht des Rentensystems unternommen wor-
und die bisherigen Anzeichen deuten auf eine erfolgreiche Reform hin. 
Durchsetzung einer Reformstrategie scheint sehr viel erfolgreicher zu sein, 
die Sozialpartner die Bedingungen für Änderungen der Sozialversicherungs-
'mme aushandeln, während die Regierung signalisiert, dass sie einseitig eine 
durchsetzen würde, wenn die Sozialpartner sich auf keine Vereinbarung ei-
können. Die schwedische Rentenreform kann als ein derartiger Verhand-
l,ungskompromiss bezeichnet werden, da sowohl die organisierte Arbeiterbewegung 
die Arbeitgeber stillschweigend die Rentenreform akzeptierten, als deutlich 
dass sowohl die nicht-sozialistische Regierung wie auch die sozialdemokra-
Opposition eine größere Reform voranbringen würden. Im Gegensatz dazu 
;"ll1~chaulicht die Reform der schwedischen Arbeitslosenversicherung die Gren-
einer Strategie, die auf Verhandlungskompromisse setzt. Da die Arbeitgeber 
an der Verwaltung des ArbeitslosenversiCherungssystems beteiligt sind und 
der gewerkschaftlichen Opposition gegenüber Reformen, waren korpora-
Regulierungen im Schatten staatlicher Sanktionsandrohungen nie eine rea-
Option. Die Opposition der schwedischen Sozialdemokraten gegenüber ei-
größeren Reform der Arbeitslosenversicherung schloss außerdem eine einsei-
Reform durch die Regierung aus. 
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Zweitens ist eine Küüperatiün mit der 'Organisierten Arbeiterschaft häufig eine ent-
scheidende Vüraussetzung für eine erfülgreiche Refürm, zumindest in kürpüratisti-
schen Ländern wie in Schweden und den Niederlanden. Sübald eine vün der Regie-
rung beabsichtigte Refürm wahrscheinlich wird, zeigen die Gewerkschaften ein ho-
hes Interesse an einer Küüperatiün mit der Regierung, um den Inhalt der Refürm 
beeinflussen zu können. Das war beispielsweise bei der schwedischen Rentenrefürm . 
der Fall, als sich eine infürmelle Küüperatiün mit den Gewerkschaften entwickelte. 
Demgegenüber wurde aufgrund des heftigen Widerstandes durch die Gewerkschaf-
ten eine grundlegende Refürm der schwedischen Arbeitslüsenversicherung 
blückiert. In den Niederlanden standen die Gewerkschaften ursprünglich den Ein-
schränkungen im Arbeitslüsenversicherungssystem ablehnend gegenüber, gaben je-
düch nach, als die Regierung die Refürmen dennüch durchführte. Die gegenwärtige, 
vün der Arbeiterpartei geführte Küalitiünsregierung hat Refürmanstrengungen un-
ternümmen, um das Aktivierungspütential im Bef(~ich der Arbeitsmarktpülitik zu 
erhöhen. 
Drittens müssen Pülitiker das Risikü vün Wahlniederlagen aufgrund ihrer Refürm-
anstrengungen einkalkulieren, wenn ein Verhandlungskümprümiss mit pütentiellen 
"Verlierergruppen" nicht erreicht werden kann. Das war süwühl in den Niederlan-
den als auch in Schweden der Fall. In beiden Ländern führte die Beteiligung der Ar-
,beiterpartei an den Sparmaßnahmen zu deutlichen Wahlverlusten. In den Nieder-
landen sank der Anteil der Wählerstimmen bei der 94er Wahl um ein Viertel, nach-
dem die Partei an einer Reihe unpüpulärer Refürmen beteiligt war. In Schweden fiel 
der Stimmenanteil der Süzialdemükraten bei der 9Ser Wahl auf den niedrigsten' 
Stand seit1920. Nicht-süzialistische Parteien wurden ebenfalls mit Wahl niederlagen 
künfrüntiert, nachdem sie an süzialpülitischen Sparmaßnahmen beteiligt waren. Die " 
niederländische Christlich-Demükratische Partei verlür,annähernd ein Drittel ihrer" c, 
Unterstützung bei der 94er Wahl, und die schwedische 'nicht-süzialistische Küaliti-
ünsregierung, die KÜrzungen der Arbeitslüsenleistungen zu verantwürten hatte; 
wurde 1994 abgewählt. 
Viertens verbessert eine Krisenatmüsphäre die Aussichten für eine Refürm, da die 
Aufmerksamkeit für Systemschwächen und deren Beitrag zu den wirtschaftlichen 
Prüblemen gesteigert wird. Ohne Zweifel trug die Arbeitslüsigkeitskrise der SOer 
dazu bei, dass den niederländischen Pülitikern die Schwächen der Arbeitslüsenver-
sicherung bewusst wurden, und dass die Öffentlichkeit die Refürmen widerwillig ak-' 
zeptierte. In ähnlicher Weise öffnete in Schweden die wirtschaftliche Krise das ~ 
ter für eine Rentenrefürm, nicht aber für eine Refürm der Arbeitslüsenversicherung. 
Dieser Unterschied lässt sich mit der Vetüpüsitiün der Süzialdemükraten im 
ment erklären süwie mit der Bedeutung der Unterstützung durch die Gewerkschaf-
ten bei größeren pülitischen Veränderungen. Da die SAP die größte Partei im Par-. 
lament und die "natürliche" Regierungspartei ist, ist eine Unterstützung durch die., 
SAP vün wesentlicher Bedeutung für tragfähige Refürmen. Während die SAP be' 
reit war, bei Leistungskürzungen zu küoperieren, wüllte sie eine Versta'.ltlichung der 
Verwaltung der einkümmensabhängigen Leistungen nicht akzeptieren, da damit die' 
Gewerkschaftsmitgliedschaft geschwächt würden wäre. Die stillschweigende Ak-
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zeptanz der Rentenrefürm durch die Gewerkschaften und ihre Oppüsitiün gegenü-
ber der Refürm der Arbeitslüsenversicherung lässt sich durch die unterschiedliche 
Intensität erklären, mit der die bei den Refürmen die gewerkschaftlichen Präferen-
zen betrafen. Sparmaßnahmen bei der Arbeitslüsenversicherung stellten. eine ernst-
·hafte Bedrühung für die Ziele und Ressüurcen der Gewerkschaften dar, während die 
Rentenrefürm nur eine leicht negative bzw. eine neutrale Wirkung auf die gewerk-
schaftlichen Interessen hatte (Andersün 2002). 
Schließlich kann sich die Wahrscheinlichkeit erfülgreicher Refürmen erhöhen, wenn 
diese sü dargestellt und "verpackt" werden, als üb mit ihnen "Laster" in "Tugenden" 
verwandelt würden, d. h. die nicht intendierten negativen Effekte wühlfahrtsstaat-
licher Institutiünen kürrigiert würden (Levy 1999). Mit anderen Würten: "Politi-
sches Lernen'" bzw. der bewusste Versuch pülitischer Akteure, den politischen Prü-
zess auf der Grundlage der gewünnenen Erfahrungen und neuer Infürmatiünen zu 
steuern, kann eine wichtige Rülle dabei spielen, die pülitische Debatte zu fürmen 
und "Refürm-Fenster" zu öffnen (Visser und Hemerijck 1997). 
5. Abschließende Bemerkungen 
Das zentrale Anliegen dieses Beitrags war die Untersuchung der Beziehungen zwi-
.schen Wühlfahrtsstaat und Arbeitsmarkt in zwei "süzialdemükratischen Wühl-
fahrtsstaaten". In diesem abschließenden Teil wird der Fükus auf einen zentralen 
Punkt gelegt, der in der bisherigen Analyse nüch nicht angesprochen wurde: In wel-
chem Ausmaß kann die Zugehörigkeit zu einem "Regimetyp" die Probleme er-
klären, mit denen die Arbeitslüsenversicherungen und die Rentensysteme in bei den 
Ländern künfrüntiert werden? Kann der "Regimetyp" die pülitischen Reaktiünen 
auf diese Probleme in den beiden Ländern erklären? Oder wurden die pülitischen 
'Reaktiünen in den beiden Ländern durch andere Faktüren beeinflusst? 
Gemäß der Wühlfahrtsregime-Theürie maximieren "süzialdemükratische Wühl-
fahrtsstaaten" die Beschäftigung, minimieren Abhängigkeit und fördern die Gleich-
. berechtigung zwischen Männern 'und Frauen. "Zwei-Verdiener-Haushalte" sind die 
Norm, öffentliche Tagesbetreuung für Kinder ist weitverbreitet, süziale Dienste wer-
den über den öffentlichen Sektür zur Verfügung gestellt, großzügige Süzialversiche-
rungsleistungen gewähren Schutz für Kranke, Erwerbsunfähige, Ältere und Ar-
beitslüse, und die Erwerbsbeteiligung ist hoch, unabhängig vün Alter 'Oder Ge-
schlecht. Der Staat'- und nicht Markt 'Oder Familie - ist der hauptsächliche Anbie-
ter und/üder Küürdinator und Regulatür wühlfahrtsstaatlicher Leistungen. Auf-
grund dieser Merkmale reagieren "süzialdemükratische Regime" auf die Deindus-
trialisierung und die Gefahr der Arbeitslüsigkeit mit einer Ausweitung der Beschäf-
. tigung im öffentlichen Sektür süwie mit einer aktiven Arbeitsmarktp'Olitik, um Vüll-
beschäftigung aufrechtzuerhalten. "Süzialdemükratische Regime" sind jedüch an-
~fällig für wirtschaftliche Krisen, da ein hühes Steuerniveau erfürderlich ist, um die 
umfassenden Leistungsverpflichtungen zu finanzieren. Süfern ein hühes Beschäfti-
gungsniveau nicht aufrechterhalten werden kann, sind Kürzungen wühlfahrtsstaat-
licher Leistungen unvermeidlich. Aufgrund der Anpassungslügik handelt es sich da-
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bei in der Regel um Anpassungen "an den Rändern", ohne dabei einen Regime-
oder Paradigmawechsel zu vollziehen. Diese Situation war bei den jüngsten Refor-
men des schwedischen Wohlfahrtsstaates gegeben. 
Aus der Perspektive der Regime-Logik ist der niederländische Fall komplizierter. 
Bis vor kurzem wäre es schwierig gewesen, die Klassifizierung des niederländischen 
Wohlfahrtsstaates als "sozialdemokratisch" zu rechtfertigen. Dieser war nämlich ge-
kennzeichnet durch die Betonung des "Familialismus" und des "männlichen Ernäh-
rer-Modells", die Unterentwicklung sozialer Pflegedienste sowie die Förderung ei-
nes massiven frühzeitigen Ausstiegs aus dem Arbeitsmarkt als Reaktion auf ökono-
mische Krisenlagen. In der Tat könnte der niederländische Fall auch als ein klassi-
scher Fall von" welfare without work" gesehen werden, der typisch für "konserva-
tive Wohlfahrtsstaatsregime" ist (Esping-Andersen 1996). 
Bei der Betrachtung der einzelnen Programme schwindet allerdings der konserva-
tive Bias des niederländischen Wohlfahrtsstaates. Wie bereits erwähnt, kann sowohl 
das niederländische als auch das schwedische Grundrentensystem als "sozialdemo-
kratisch" bezeichnet werden. Beide weisen erhebliche Ähnlichkeiten auf - abgese-
hen von der Finanzierungsstruktur. Hier sollte sich die Regime-Logik am ehesten 
auswirken. Es wurde bereits erwähnt, dass beide Rentensysteme hinsichtlich einer 
Teilzeitbeschäftigung neutral sind, und dass dieser Sachverhalt zur Erklärung der 
hohen Teilzeitquote in beiden Ländern, besonders in den Niederlanden, beiträgt. Es 
sollte allerdings erwähnt werden, dass das niederländische Rentensystem bereits seit 
Mitte der 50er Jahre besteht, während die Teilzeitbeschäftigung erst in den 80er und 
90er Jahren anstieg. 
Es ist schwieriger, die Reformbemühungen im Bereich der Zusatzrenten auf die Re-
gime-Logik zurückzuführen, da das niederländische System hier konservative 
Merkmale aufweist. Dennoch sind einige Beobachtungen von Interesse. Erstens 
sind beide Systeme beitragsfinanziert und erfordern bzw. belohnen damit eine Be-
teiligung am Erwerbsleben. Im alten schwedischen System waren die Beschäfti-
gungsanreize nicht sonderlich ausgeprägt, da nur die 15 besten von 30 Erwerbsjah-
ren für die Rentenberechnung herangezogen wurden. Da fast alle politischen Ak-
teure die Notwendigkeit einer Reform dieses Systemmerkmals sahen, wurde die 
Rentenformel so geändert, dass nun das Einkommen während des gesamten Er-
werbslebens herangezoge.n wird. Außer bei eng definierten Aktivitäten wie Kinder-
erziehung oder (in begrenztem Umfang) höherer Bildung wird mit dem neuen Sys-
tem ein zeitweiliger Rückzug vom Arbeitsmarkt nicht mehr länger subventioniert. 
Das alte System hat außerdem zu den hohen Lohnnebenkosten beigetragen, und 
deshalb wurde der Wechsel zu einer gemeinsamen Finanzierung durch Arbeitgeber 
und Arbeitnehmer vollzogen. Das neue System soll auch dazu dienen, dass das Be-
wusstsein der Arbeitnehmer für ihre akkumulierten Rentenansprüche steigt, so dass 
sie ihr Verhalten ändern können, wenn sie ein bestimmtes "Rentenpaket" erreichen 
wollen. Arbeitnehmer können beispielsweise die Wahl treffen, ihre private. Alters-
vorsorge auszuweiten oder ihre Beteiligung auf dem Arbeitsmarkt zu erhöhen, um 
ihr Einkommen im Alter zu beeinflussen. . 
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Es wurde betont, dass das niederländische Zusatzrentensystem starke Beschäfti-
gungsanreize beinhaltet, dass aber die meisten Systeme einen bestimmten Typ der 
, Arbeitsmarktbeteiligung begünstigen: 35 bis 40 Arbeitsjahre bei ansteigendem Ein-
kommen. Dieses Merkmal dürfte wohl zu einer Verfestigung der Langzeitarbeits-
losigkeit bei älteren Arbeitnehmern beigetragen haben. Aber es scheint in dem 
Maße an Bedeutung zu verlieren, wie die Zahl der Systeme zunimmt, die das durch-
schnittliche Einkommen während der gesamten Erwerbskarriere zur Berechnungs-
grundlage nehmen. 
Die Arbeitslosenversicherungssysteme beider Länder weisen eine Reihe von Ähn-
lichkeiten auf, abgesehen von einem eigenständigen System für öffentlich Bediens-
tete in den Niederlanden. Vor der jüngsten Reformwelle boten beide Systeme 
großzügige einkommensabhängige Leistungen für einen Zeitraum von mindestens 
21/2 Jahren sowie spezielle Regelungen für ältere Arbeitnehmer, die allerdings in den 
Niederlanden sehr viel stärker ausgeprägt waren. Die hohe Arbeitslosigkeit setzte 
die Systeme beider Länder erheblich unter Druck, und die Kürzungsstrategien wei-
sen in beiden Fällen ebenfalls Ähnlichkeiten auf: Die Einkommensersatzquoten 
wurden gesenkt, und die Anspruchsbedingungen wurden verschärft. Diese Kür-
zungen sollten die Kosten des Systems reduzieren; sie zielten jedoch auch darauf, 
Anreize für die Arbeitsplatzsuche zu stärken. Versuche, den Status der gewerk-
schaftlich organisierten Fonds und damit den Einfluss der Gewerkschaften in' 
Schweden zu schwächen, schlugen fehl. Im Gegensatz zu den Niederlanden, wo die 
Gewerkschaften nicht die Verwaltung der Arbeitslosenfonds übernehmen, ist der 
gewerkschaftiiche Organisationsgrad in Schweden sehr viel höher. Dieser Zusam-
menhang erklärt auch die Schwierigkeit, weitergehende Reformen in dem schwe-
dischen System durchzusetzen. 
Schließlich wird sowohl in Schweden als auch in den Niederlanden der aktiven Ar-
beitsmarktpolitik eine große Bedeutung beigemessen. In den Niederlanden handelt 
es sich um eine jüngere Entwicklung, und in diesem Sinne kann man von einem "Pa-
radigmawechsel" sprechen. Im Gegensatz dazu weist Schweden eine lange Tradition 
. aktiver Arbeitsmarktpolitik auf, und die jüngsten Erfahrungen des Landes mit einer 
historisch hohen Arbeitslosigkeit haben die Belastbarkeit dieses Paradigmas bis an 
seine Grenzen erprobt. 
Zusammenfassend kann man sagen, dass die aktuellen Reformen des niederländi-
schen Wohlfahrtsstaates einen substantiellen Wechsel in Richtung des "sozialdemo-
kfatischen Regimes" darstellen. Es gelang in den Niederlanden, eine tragfähige Ant-
wort auf das "welfare without work" - Dilemma der "konservativen Wohlfahrts-
staaten" zu entwickeln und stattdessen einen aktivierenden, beschäftigungsmaxi-
mierenden Ansatz zu betonen. Darüber hinaus hat das niederländische Wohlfahrts-
staatsre.gime einen guten Teil des familialistischen Bias dadurch abgelegt, dass dis-
kriminierende Elemente im Renten- und Arbeitslosenversieherungssystem beseitigt 
wurden und einer großen Anzahl von Frauen der Einstieg in bezahlte Beschäftigung 
·möglicht wurde. Zusätzlich hat die gegenwärtige Regierung die politische Initia~ 
tive dafür ergriffen, Arbeitnehmern die Vereinbarkeit von Beruf und Pflegetätig-
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keiten zu ermöglichen, beispielsweise über eine Ausweitung der Betreuungsange-
bote für Kinder. Im Gegensatz dazu ist der schwedische Wohlfahrtsstaat - vor allem 
infolge der Arbeitslosigkeitskrise der frühen 90er Jahre - durch eine Periode um-
fassender Sparmaßnahmen gegangen, die insgesamt eine Schwächung der Merk-
male des "sozialdemokratischen Regimes" mit sich brachten. 
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Tabelle 1: AOW-Beitragsätze 
Jahr Beitragssatz 








Quelle: Nelissen 1994, S. 11 (für Daten bis 1994) 







Die Mindestrente ist in der Hinsicht "bedürftigkeitsgeprüft" (,pension-Iesled'')" dass nur diejenigen 
Rente erhalten, die keine oder sehr geringe einkommensabhängige Rentenansprüche vorweisen kc 
Wenn beide Schichten des Rentensystems berücksichtigt werden, kann der Deckungsgrad als universal 
gesehen werden. 
*** Da die Umstruktnrierung der Finanzierung noch nicht abgeschlossen ist, wird der angestrebte Wert 
18,5% noch nicht erreicht. 
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Tabelle 3: Änderungen der Arbeitslosenversicherung in den Niederlanden 
Monate 
erweitert: zwei Jahre (außer 
bei Arbeitnehmern über 58 
Jahre) 
c) bedürftigkeitsgeprüfte Sozial-
hilfe: keine zeitliche Begrenzung 
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Abbildung 1: Aktive vs. passive Arbeitslosenunterstützung in den Niederlanden 1970-1998 
(in Prozent aller Personen, die aktive oder passive Arbeitslosenleistungen erhalten)' 
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* Diese Zahl schließt nicht Personen ein. die Berufs·/Erwerbsunfähigkeitsleistungen beziehen. 
Abbildung 2: Aktive vs. passive Arbeitslosenunterstützung in Schweden 1970-1998 
(in Prozent aller Personen, die aktive oder passive Arbeitslosenleistungen erhalten)" 
'~[_._------ ----, 
I I'\. I"' , 
60% r--...: .......-.--- ~. JA.... ......-...}; 
50% +-~--.-----~ 








Quelle: BAF, verscb. Jg. 
436 (144) 
Can Work Work? 
A preliminary assessment of the "welfare to work" 
strategy 
Von Professor Robert Walker, Nottingham, UK 
The trend in many post industrial countries is for labour market policies and social 
security and social assistance for people of working age to be made pro-iwtive rather 
than passive (MISSOC 1997; Walker and Wiseman 1997). Paid work is defined as 
the preferred route to self-sufficiency with measures put in place to facilitate, en-
courage and cajole benefit recipients to take up employment earlier rather than later. 
The momentum behind this trend'is generated by a mix of fiscal, ideological and 
other factors including research. There is a recognition that high welfare expendi-
tures can be reduced by speeding up the return to work and reducing the length of 
the average claim which has an equivaIent, proportional impact on spending. 
Equally, there is a growing fear that increased welfare dependency is the result of 
changed attitudes and has become a way cif life that fosters social exclusion. Also, 
benefit recipiency rates are believed to reflect secular changes in the nature of the 
labour market that reduce job security and that may themselves be exacerbated by , 
inflexibility in welfare provisions. 
It is rather surprising that it has taken politicians and policy makers so long to recog-
nise the importance of work as a means of reducing poverty and social security ex-
penditure, and' to move away from passive to active labour market policies. With 
hindsight the reasons probably have to do with the legacy of Keynesian demand 
management, separate administrative structures for job placement and welfare 
benefits, a largely static conception of society and a less volatile labour market than 
thatwhich now characterises post modern societies (Leisering and Walker 1998). 
Until recently there has also been a dearth of longitudinal data and the techniques 
and theory to handle them. 
This paper briefly discusses the discovery of paid work as an active ingredient in wel-
fare pölicies and reviews British evidence concerning the factors that limit the effec-
tiveness of employment, as a route off benefits. A range of proactlve policies are dis-
cussed and, where possibIe, evaluated before reaching some general conclusions, not 
least of which is the importance of preventative as weil as active strategies. 
The discovery of paid work 
1994 the OECD "Jobs Study"advocated that "countries should legislate for only 
:moderate levels of benefit, maintain effective checks on eligibility, and guarantee 
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